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In dem Rechtsstreit

Beklagter und Revisionskläger,

Zugestellt am ' 8 G 8 e n
190 Januar 1966

‚

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: „ ° 0 ° ° „ „ „ „ „ c „ „ o o 0

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts o h n e

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs0 2 in Verbindung
mit % 155 Abs„ 1 und 5 165 des Sozialgerichtsgesetzcs

am 260 November 1965 durch

Senatspräsident / S t e n g e l
9

. — Vorsitzender —
Bundesrichter

_
P e t e r s e n und

Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t?

Bundessozialrichter Dr° A n k e n b r a n k und

Bundessozialrichter H a a s

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 80 Dezem—
ber l964 insoweit aufgehoben9 als das LSG den Bescheid
des Versorgungsomts Trier vom 120 Juni 1964 aufge—
hoben hat° — i _
Insoweit wird die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgerioht zurückverwie-
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G r ü n d e :__,- ___—__..-—

Das Versorgungsamt (VersorgA) Trier gewährte dem Klä-

ger mit Rentcnänderungsbescheid und'Umanerkennungsbe-
seheid

vom 100 Dezember 1951 Versorgungsrente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 70 v„H„

vom 1° Mai 1950 bzwo 10 Oktober 1950 an wegen Ab—

setzung des rechten Unterarmes, Narben am linken Knie,
Verlust der Schneidezähne im Unterkiefer und Verlust

des 10 und 2° Zehnes oben rechts sowie des 20 und

40 Zahnes oben links nach Unterkieferbruch, Narbe

über dem rechten Schulterblatt‚ gut verheilte Brüche

der ?° und 80 linken Rippe° K0pfbeschwerden nach Ge—
hirnersehütterung° Mit Ergänzungsbescheid vom 100 Ju—

ni 1954 lehnte das VersorgA ab, die Sehschwäche des
linken Auges als Sehädigungsfolge anzuerkennen° Der

Widerspruch hatte keinen Erfolg„ Das Sozialgericht

(SG) Trier wies die Klage mit Urteil vom 280 Januar
1955 als unbegründet ab, weil nach augcnfachärzt—

licher Ansicht eine angeborene Schwachsichtigkeit

vorliege°

Während des Berufungsverfahrens erteilte das VersorgA

dem Kläger den Bescheid vom 12° Juni 1964, wonach das

Versorgungsleiden "Kopfbesehwerden nach Gehirner—

schütterung" entfallen sei° Die Versorgungsrente wurw

dc auf eine MdBuni 504vom vom 1° August 1964 an
herabgesetzt° Das Landessozialgericht (LSG) wies mit

Urteil vom 80 Dezember 1964 die Berufung_des Klägers

zurück und hob auf die Klage den Bescheid des Ver—

sorgA Trier vom 12° Juni 1964 auf„ Die Sehbeeinträch—
tigung des linken Auges hinge ursächlieh nicht mit
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irgendwelchen Ereignissen des Wehrdienstes zusammeno Die

Berufung des Klägers habe deshalb keinen Erfolg° Dagegen

-lasse das Gutachten der neurologischen Universitätsklinik

Bonn vom 200 April 1964 Befunde vermisscn‚ welche geeignet

wären, den Nachweis einer wesentlichen Änderung der Ver—

hältnissc gegenüber dem Vergleichsgutacbtcn des MedeRats

und Neurologen Dr„ O::zxtzxx vom 20 Oktober 1951 zu er—

bringen° Die Voraussetzung des 5 62 des Bundesversorgungs—

gesctzes (BVG) sei daher nicht erwiesen" Das Bonner Gut—

achten gebe keine Anhaltspunkte, daß nervöse Erschöpfbar—

keit, Merk— und Konzentrationsschwäche nicht mehr vor—
‘

"liegeno

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt der Beklagte, das

LSG habe das Beweiswürdigungsrceht (@ 128 des Sozialgerichts—

gesetzes — SGG —) dadurch verletzt, daß es im nervenfach—

ärztlichen Gutachten der Universitätsklinik Bonn vom 20°April

1964 jedes Kerkmal für eine wesentliche Besserung gegenüber'

den nervenfabhärztliehen Vorgutachten vom 20 Oktober 1951

und 70 Juli 1955 verneint habe° Entgegen den Feststellungen
des LSG seien die Voraussetzungen des © 62 BVG gegebeno So

habe gegenüber dem Gutachten vom 20 Oktober 1951 eine deut-
liche Übercrrcgbarkcit mit vorzeitigem Zittern der Knie‚

wie eine allgemeine HyperhidroSis (Vermehrung der Schweiß—

sekretion) gefehltg der Puls habe sich von 64 bis auf 58
Schläge im Bückvcrsuche erniedrigt und ein niedriger Blut—

druck von 112/80 mmHg sei festgestellt werden„ Auch gegen—
über dem Gutachten vom 7° Juli 1955 hätten eine deutliche

vegetativc Übererrcgbarkeit mit leichtem Tremor der Knie:‚

vermehrte Schweißsekretion‚ vermehrte Kongestion (Blutüber-

füllung) beim Bückversuch gefehlt° Im Gutachten vom 20°
April 1964 seien weder vegetative Störungen noch Regelwi-

drigkeiten des Blutdrucks bei Belastung, noch eine Puls—
und Blutdruckvcrminderung objektivierbar geweseno Schließ-
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lich habe Sieh gegenüber dem früheren Zustand nach dem
Gutachten vom 200 April 1964 die Merkfähigkeit des Klä—

gers nicht als gemindcrt erwiesen, wobei weder eine Vor—

zeitige Ermüdbarkeit noch eine Konzentrationssehwäche

beobachtet werden seio

Das LSG hätte diese deutliche Besserung nach dem Gut—

achten vom 20° April 1964 gegenüber_den beiden Ver—

gleichsgutachten vom 2° Oktober 1951 und 70 Juli 1955
nicht einfach übergehen dürfen; es hätte die entschei—

denden Vergleichsbefunde feststellen müssen; diese

hätten die Erteilung eines Bescheides nach 5 62 BVG

gerechtfertigt Das LSG habe daher seine Überzeugunge—

bildungin.fchlerhafter Weise gewonnene

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil insoweit aufäuheben} als

es auf die Klage den Bescheid des VersorgA Trier

vom l2° Juni 1964 aufgehoben hat, und die Klage

gegen den Bescheid des VersorgA Trier vom

120 Juni 1954 abzuweisen,
hilfsweise, die Sache an das LSG zurückzuver-

weiseno

Der Kläger beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Das Gutachten der Universitätsklinik Bonn vom 200 April

1964 habe gegenüber den Vergleichsgutachten die Befun—
de einer wesentlichen Besserung vermissen lassen, so

daß die Voraussetzung für einen Bescheid nach 5 62

Abso 1 BVG nicht vorliegen Die Feststellungen des LSG

entsprächen dem Inhalt und Aussagewert der Gutachten°

Danach sei eine objektive Besserung nicht feststellbar'

geweseno '
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Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt,

daß über die Streitsachc ohne mündliche Verhandlung durch

Urteil entschieden wird (5 124 Abs° 2 SGG)°

Die Revision des Beklagten ist form— und fristgerecht ein—

gelegt (5 164 SGG)O Sie ist statthaft (@_162 Abs° 1 Nro 2

SGG) und somit zulässig; sie ist auch begründcto

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen (5 162 Abs° 1

Nr° 1 SGG)D Sie ist daher nur statthaft, wenn der vom Be—

klagten gerügte Verfahrensmengel durchgreift, das LSG habe
die Grenzen des Eewciswürdigungsrechts (@ 128 SGG) über-
schrittcn° Dies trifft hier zuo

In Streit steht nur noch die Rechtmäßigkeit des Bescheides

vom 120 Juni 19640 Die Feststellung des LSG, daß das Gutach—

ten der Universitätsklinik Bonn vom 200 April 1964 die Be-

funde vermissen lasse, die den Nachweis einer wesentlichen

Änderung der Verhältnisse zu erbringen geeignet wären, trifft

nicht zu° Das Gutachten vom 20° April 1964 hat entgegen der

Auffassung des LSG nicht nur festgestellt, daß nach Gehirn—

erschütterung erfahrungsgemäß Kopfbeschwerden nicht mehr vor-

liegen, sondern es hat konkret Befunde erhoben, nach denen

in den Hirnnerven keine Ausfallerscheinungen mehr nachweis—

bar waren, und daß damit "die früher anerkannten Kopfbe—

schwcrden nach Gehirnerschütterung nicht mehr vorliegen";

das Gutachten hat die geklagten halbseitigen Kopfbeschwer-

den am ehesten als Folge der konstitutionellen Osteochondro--

se der Halswirbelsüule erklärt° Auch die Annahme des LSG,

das Gutachten vom 200 April 1964 habe das Fehlen einer ner—
Vöseh £rschöpfbarkeit, einer Merk— und Konzentrationsschwä-

che nicht befundmäßig belegt, trifft nicht zu„ Das Gutachten

hat im Nervensystem einen Meningismus ausgeschlossen„ Es ist

nach Prüfung der unauffälligen Hirnnervcn, aller Sensibili—

tätsqualitäten und Reflexe zu dem Ergebnis gekommen, daß
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keine gröberen Anzeichen vegetativcr Übererregbarkeit be—

stehcno Der psychische Befund des Gutachtens hat sogar erge—
ben, daß der Kläger voll orientiert und bewußtseinsklar ist,

daß seine intellektuellen Leistungen gut sind, daß die Merk—

fähigkeit nicht gemindcrt ist und weder eine vorzeitige Er—
müdbarkcit noch eine Konzentrationsschwäche beobachtet werden

konnte° Hierbei haben sich die Gutachter auf eine experimen—i

tolle Prüfung berufen, wonach der Patient bei mehreren Ver-

suchen psychisch in der angegebenen Weise angesprochen habe°

Das Ergebnis dieser Versuche sind Befunde; das LSG durfte sie

nicht als fehlend bezeichnen,

Schließlich durfte sich das LSG auch nicht von einem Anschei-

ne, den das Bonner Gutachten abgebe, bestimmen lassen; Ver—

mutungen können nicht die Grundlage einer Rechtsentscheidung

seino Das Gutachten der Universitätsklinik Bonn ist nach

Methode, Aufbau und Inhalt wissenschaftlich einwandfrei er-

stellt; es hat über alle in Frage kommenden Organe auf neu—
rologischem Gebiet Befunde erhoben und ist zu dem Ergebnis
gekommen, daß beim Kläger ein pathologischer Zustand auf ner—

venfachürztlichem Gebiet nicht mehr_vorliegt° Diesen Inhalt

des Gutachtens, der eine wesentliche Änderung der Gesundheits-

vcrhältnisse zeigt, hat das LSG bei seiner Beweiswürdigung

verkannt° Es ist damit ohne wohlerwogene und stichhaltige

Gründe in der Beurteilung medizinischer Fragen über das Gut-

achten vom 20° April 1964 hinweggegangen und hat seine eige—

ne Auffassung an deren Stelle gesetzt (SozR SGG@128 Nr; 2
und Nr„ l2)° Es hat damit die Grenzen des Rechts, die Beweise

frei zu würdigen, überschritten° Dieser Verstoß gegen 5 128
SGG ist ein wesentlicher Verfahrensmangcl im Sinne des 5 162

Abs° 1 Nr. 2 SGG° Die Revision ist somit statth&ft° Sie ist

auch begründet; denn bei zutreffender Würdigung des Gutach—

tens vom 20° April 1964 kann nicht ausgeschlossen werden, daß

das LSG zu einer anderen Entscheidung, nämlich der einer we—

sentlichen Änderung der Verhältnisse (5 62 BVG), gelangt würeo
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Das angefochtene Urteil war daher mit den ihm zugrunde

liegenden tatsächlichen Feststellungen aufzuheben, soweit

Klagcgegcnstcnd der Bescheid des VersorgA Trier vom 120 Ju-

ni l964 ist°

Mangels verfahrensrechtlich einwandfrei zustande gekommener

tatsächlicher Feststellungen ist der Senat nicht in der La-

ge, in der Sache selbst zu entscheiden; der Rechtsstreit

war daher insoweit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuvcrweiscn, als dieses den Bescheid des

VersorgA vom 12„ Juni 1964 aufgehoben hat (@ 170 Abso 2
Satz 2 SGG)„ '

Die Kostenentscheidung bleibt der den Rechtsstreit ab-
schließenden Entscheidung vorbehalten°
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